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Thomas Dähler

Die Französischkenntnisse der
Baselbieter Primarschülerinnen
und -schüler stehen in keinem
Verhältnis zumAufwand: Das ist
das Ergebnis einer von der Star-
ken Schule beider Basel durch-
geführten Umfrage bei den Leh-
rerinnen und Lehrern. Für Land-
rätin Anita Biedert (SVP) ist dies
Grund genug, imBaselbieter Par-
lament für eineAbschaffung des
Französischunterrichts ab der
3. Klasse zu plädieren – und den
Start des Französischunterrichts
umvierSchuljahrezuverschieben.

Mit demVorstoss zieht Biedert
die Konsequenzen nach einer
missglückten Reform. Seit meh-
reren Jahren schon zeichnet sich
ab,dass Frühfranzösisch ein Flop
ist. Nur hat sich bisher niemand
getraut, den Flop zu stoppen.
Schliesslich hat der Kanton seit
Jahren immense Mittel in den
Französischunterricht gesteckt,
insbesondere in ein umstrittenes
Lehrmittel und in einen grossen
Aufwand zur Ausbildung von
Lehrerinnen und Lehrern.

Dazu kommt, dass Franzö-
sisch bei vielen Schülerinnen un-
beliebt ist. «Viele Schülerinnen
und Schüler sind neben demLer-
nen der deutschen Sprache mit
zwei Fremdsprachen überfor-
dert», bilanziert Biedert. Deshalb
möchte sie das Parlament dafür
gewinnen, dass sich der Kanton
in den Primarschulen auf Eng-
lisch als einzige Fremdsprache
beschränkt.

Der Kanton Baselland hat sich
einst – wie der Nachbarkanton
Aargau – für Englisch als erste
Fremdsprache entschieden. Der
Entscheid wurde jedoch nicht
zuletzt auf Druck aus Basel-Stadt
umgestossen.

Baselland führte in der Folge
2012 in den dritten Primarschul-
klassen Frühfranzösisch ein, ein
Jahr später als Basel-Stadt. Mit
Englisch als zweiter Fremdspra-
che begannen die Baselbieter
Schulen in den fünften Primar-
schulklassen.

EinVersuch,die zweite Fremd-
sprache auf derPrimarschulstufe
per Volksinitiative wieder abzu-
schaffen, scheiterte 2017 in einer
kantonalenAbstimmung –mög-

licherweise auch, weil die Initi-
anten auf eine Abschaffung von
Englisch zielten.

Stark umstrittenes
Lehrmittel
Dass die Erfolge der Schülerin-
nen und Schüler in Französisch
bescheiden sind, dokumentieren
seithermehrere Studien. Die von
den sechs Kantonen Freiburg,
Wallis,Bern, Solothurn,Baselland
und Basel-Stadt beim Institut für
Mehrsprachigkeit derUniversität
Freiburg inAuftrag gegebene Stu-
die kommt sogar zum Schluss,
dass die Mehrheit der Schülerin-
nen und Schüler, die nicht aufs
Gymnasium gehen, nach der
Schulzeit kein Französisch kann
– im Gegensatz zu Englisch, wo
immerhin 60 bis 65 Prozent der
Achtklässler die Ziele des Lehr-
plans erfüllen. Die 2021 durch-
geführten Checks im dritten Se-
kundarschuljahrweisen aus,dass
die Aargauer Schülerinnen und
Schüler in Französisch besser
abschliessen als die Baselbieter,
obwohl derKantonAargau Fran-
zösisch erst ab der fünften statt
ab derdrittenKlasse unterrichtet.

Die Probleme beim Franzö-
sischunterricht hängen nachAn-
sicht vieler mit dem Lehrmittel
«Mille feuilles» zusammen, des-
sen Qualität stark umstritten ist
und das unterdessen mehrheit-
lich durch ein alternatives Lehr-
mittel abgelöst wurde. Wissen-
schaftliche Studien führen die
Misserfolge jedoch nicht aus-
schliesslich auf das Lehrmittel

zurück. Biedert verweist in ihrem
Vorstoss im Landrat auf eine
wissenschaftliche Langzeitstudie
der Linguistin Simone Pfennin-
ger, Professorin an derUniversi-
tät Zürich.

Pfenninger ist in Basel keine
Unbekannte, hat sie doch vor
einigen Jahren einen Streit mit
dem damaligen Basler Erzie-
hungsdirektorundSchulreformer
ChristophEymannausgefochten.
In einer von Pfenninger zusam-
men mit dem in Irland tätigen
Professor David Singleton 2017
publizierten Studie wird nach-
gewiesen, dass sich der frühe
Spracherwerb nicht lohnt.

Wer später lernt,
lernt schneller
Die in BuchformerschieneneUn-
tersuchung kommt zumSchluss,
dass, wer später lernt, dies fun-
dierter und schneller tut. «Nach
nur sechs Monaten haben die
später Gestarteten die Frühler-
nenden eingeholt und in einigen
Fällen sogar überholt.» Aus-
schlaggebend für den Erfolg in
einer Fremdsprache seien die
Kenntnisse der Erstsprache.

Anita Biedert weist denn in
ihrem Vorstoss im Baselbieter
Landrat auch darauf hin, dass
die Ressourcen für die Fremd-
sprachen heute zulasten des
Deutschunterrichts gehen. Eine
Verlegung der schwierigeren
Fremdsprache Französisch in
die Sekundarschule könnte den
nötigen Raum für den Deutsch-
unterricht schaffen.

Baselland soll Frühfranzösisch
abschaffen
Vorstoss im Landrat SVP-Landrätin Anita Biedert verlangt, dass der Kanton
den Französischunterricht künftig erst in der Sekundarschule beginnt.

Viel Aufwand und wenig Ertrag: Seit mehreren Jahren schon zeichnet sich ab, dass Frühfranzösisch ein Flop ist. Foto: Urs Jaudas

Die Notfallstationen des Basler
Unispitals (USB) sowie des Uni-
versitäts-Kinderspitals beiderBa-
sel (UKBB) sind überfüllt. Nach
Hochrechnungen liegt die Zu-
nahme derNotfallzahlen für die-
ses Jahr im Vergleich zum Jahr
2019 bei rund 9,9 Prozent (USB)
sowie 12,5 Prozent (UKBB). Dies
gab derBaslerGesundheitsdirek-
tor Lukas Engelberger (Mitte)
gestern imGrossen Rat bekannt.

LDP-Grossrat und Kinderarzt
Raoul Furlano (LDP) hatte Kon-
zepte und Ideen gefordert, um
die Patientenströme wieder in
RichtungHaus-beziehungsweise
Kinderärzte zu lenken – zumal
es sich bei vielen «Notfällen» um
Bagatellfälle handelt.

Im Gespräch mit der BaZ
sprach Furlano, der beim UKBB
angestellt ist, von der extremen
Belastung der Notfallmitarbei-
tenden. Leute kämen, um ihren
Kindern «Sprisse» entfernen zu
lassen oder wenn diese seit Wo-
chen Verstopfung hätten. «Nur,
weil es ihnen zeitlich grad passt.»

Die Folge: Die Situation ist
wegen der langen Wartezeiten
angespannt. Immerwiederwer-
den Patienten beziehungsweise
deren Eltern aggressiv. Die Secu-
rity-Frau im Wartebereich des
UKBB sehe sich immer wieder
Männern gegenübergestellt, die
sie nicht ernst nehmen wür-
den. Furlano betonte im Rat
deshalb, dass er einen besser
dotierten Sicherheitsapparat be-
grüssen würde. Dieser müsste
allerdings vom Kanton bezahlt
werden – «denn der Notfall be-

findet sich bereits im tiefroten
Bereich».

Gesundheitsdirektor Engel-
berger sagte, dass er das Prob-
lem anerkenne – undverwies auf
die Bemühungen des Kantons.
So werde beispielsweise bei Be-
funden in schulärztlichenUnter-
suchungen immer an die Kinder-
ärzte oder Augenärzte überwie-
sen, bereits heute informiere der
Kanton in verschiedenen Spra-
chen darüber, dass Eltern mit
kranken Kindern zuerst einen
Kinderarzt aufsuchen sollten.
Das Unispital bekomme zudem
jährlich eineMillion Franken im
Jahr, umdank eines zweitenNot-
fallteams den Betrieb zu sichern.

Regierung ist offen für eine
Informationskampagne
Darüber hinaus zeigt sich Engel-
berger– sehrzurFreudeFurlanos
– offen für eine Informations-
kampagne darüber,welche Kon-
sequenzen das unnötige Aufsu-
chenvonNotfallstationen für die
Allgemeinheit hat.

Da bekannt ist, dass einGross-
teil der Notfallpatientinnen und
-patienten aus den Ländern
kommt, in denen das Hausarzt-
wesen nicht verbreitet ist, fordert
Furlano aber auch, die auslän-
dische Bevölkerung in eine ent-
sprechende Informationskam-
pagne mit einzubeziehen. Auch
hier zeigte sich die Regierung
offen. Die «Zielgruppe» sei im
Sinne des LDPlers zu definieren,
heisst es betont vorsichtig.

Leif Simonsen

Zahl der Notfälle nahm in
drei Jahren zehn Prozent zu
Basler Spitäler am Limit LDP-Grossrat Raoul
Furlano verlangt mehr Sicherheitspersonal
zur Beruhigung aggressiver Eltern im UKBB.

Jahresrechnung 2023 Wie die Ge-
meinde Reinach mitteilt, stehen
im Budget für das kommende
JahrEinnahmenvon 117Millionen
Franken Ausgaben von 106 Mil-
lionen Franken gegenüber, was
einemGewinnvon 11,2Millionen
entspreche. Allerdings fällt die
Bilanz nur durch den einmaligen
Verkauf des GGA-Netzes an die
Firma ImprowareAG für 14,5Mil-
lionen Franken positiv aus.Ohne
diesen Sondereffekt ergebe sich
ein Verlust von 3,3 Millionen.

«Das aktuelleWeltgeschehen
hat die Budgetierung fürs Jahr
2023 zusätzlich erschwert», teilt
die Gemeinde mit. So seien die
Betreuung, Unterbringung und
Beschulung der Schutzsuchen-
den aus der Ukraine eine hohe
Zusatzbelastung und die Aus-
wirkung der Energiekrise nur

schwerabzuschätzen.Für4,2Mil-
lionen FrankenMehreinnahmen
sorgen Steuern. Erhöhte Ausga-
ben im Bereich Bildung und Ge-
sundheit seien mit der höheren
Zahl schulpflichtiger Kinder und
demProvisorium des Schulhau-
ses Surbaum beziehungsweise
dem höheren Bedarf an statio-
närer Pflege sowie derErhöhung
der kantonalen Pflegenormkos-
ten zu erklären.

Zusätzlich teilt die Gemeinde
mit, dass der Neubau der Schul-
anlage Surbaumdie Investitions-
tätigkeit präge: «Bei den Investi-
tionen steht die Dringlichkeit im
Vordergrund, um die Verschul-
dung zusätzlich zumNeubau der
Schulanlagenichtweiteranwach-
sen zu lassen. Nicht unbedingt
notwendige Projektewurden ge-
strichen oder verschoben.» (lsc)

Reinach rechnet mit über
11 Millionen Franken Gewinn

Am Anschlag: Notfall des Basler Unispitals. Foto: Christian Jaeggi

«Viele Schüler sind
neben demLernen
der deutschen
Sprachemit zwei
Fremdsprachen
überfordert.»

Anita Biedert, SVP-Landrätin
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Im freien Strommarkt haben sich
die Preise vervielfacht, je nach
Vergleichswert teils um das
Zehnfache. Auch im Baselbiet
gibt es Stromgrossverbraucher,
die ihren Bedarf fürs kommen-
de Jahr noch nicht abgesichert
haben und jetzt vor einermögli-
cherweise existenzbedrohenden
Situation stehen. Sprich: Unter-
nehmen, die auf eine günstige
Preisentwicklung warteten und
sich dabei verzockten. Dem
Vernehmen nach sind Dutzende
Betriebe noch ohne Stromver-
trag. Die FDP-Fraktion imBasel-

bieter Landrat schlägt nun eine
Lösung vor, wie solchen Unter-
nehmen nach privatwirtschaftli-
chen Prinzipien unter die Arme
gegriffen, jawie sie teilweise gar
vor dem Konkurs gerettet wer-
den könnten.

Günstiger, aber länger
Die Fraktion unter ChefAndreas
Dürr, der auch Verwaltungsrat
der Energieversorgerin Primeo
Energie ist, beantragt heute, den
Vorstoss als dringlich an die
Regierung zu überweisen. «Un-
ser Kanton könnte mit diesem

Lösungsansatz eine Pionierrolle
einnehmen», sagt Dürr aufNach-
frage. Der Vorstoss fordert vom
Kanton, unverzüglich eineTask-
force einzusetzen, die eine Art
Ausfallgarantie ausarbeitet. Die-
se Garantie soll ermöglichen,
dass sichGrossstromverbraucher
und Energieversorger auf einen
neuen Strompreis einigen kön-
nen, der unter dem heutigen
Marktpreis liegt, dafür aber über
einen mehrjährigen Zeitraum
gelten soll. Das Unternehmen
könnte den Strom damit zu
günstigeren Konditionen kaufen,

verpflichtet sich aber gleichzei-
tig, diesen Preis auch dann noch
zu bezahlen, wenn der Markt-
preis darunterliegt. Der Energie-
versorgerwürde also eine Vorfi-
nanzierung übernehmen.

Aufwandwäre tragbarer
Mit dieser Vorfinanzierung geht
der Energieversorger aber ein
Risiko ein, denn es könnte ja
immer noch sein, dass das Un-
ternehmen trotz vergünstigtem
Strompreis in Konkurs geht. In
diesem Fall käme die Ausfall-
garantie zum Tragen.

Mit dieser «Glättung des Strom-
preises» über mehrere Jahre
würden die Stromgrossverbrau-
cher weiterhin die Verantwor-
tung dafür tragen, dass sie die
Energie auf dem freienMarkt ein-
kaufen, argumentiert Dürr. Über
den ganzen Zeitraum gesehen,
würden die Unternehmer auch
tatsächlich den Marktpreis be-
zahlt haben.Gleichzeitig aber sei
derAufwand besser tragbar und
UnternehmensowieArbeitsplätze
würden geschützt.

Jan Amsler

FDPwill Stromgrossverbraucher retten, die sich verspekuliert haben
Energiekosten vervielfacht Das Baselbiet soll eine Pionierrolle einnehmen und
mit einer Art Ausfallgarantie eine privatwirtschaftliche Lösung ermöglichen.

Alexander Müller
und Dina Sambar

In Basel kostet Strom 2023
durchschnittlich 12 bis
15 Prozentmehr. Die Tarife für
Fernwärme sind bereits im
Oktober um rund 18 Prozent
angehobenworden.Wie geht es
mit den Preisenweiter?
Das ist der Blick in die Glaskugel.
Wir befinden uns in einer Situa-
tion, wie wir sie nicht kannten,
eine mit unglaublichen Verwer-
fungen auf demStrom- undGas-
markt. Im Bereich Stromwird es
aber in Basel für 2023 keinewei-
terenPreiserhöhungengeben.Die
Tarife sind fixiert. ImBereichGas-
und Fernwärme hingegen muss
man durchausmitAnpassungen
im kommenden Jahr rechnen.

Inwelche Richtungwird es
gehen? In den letztenWochen
sind die Gaspreise international
bereitswieder deutlich
gesunken.
Das ist eine schwierige Frage. Es
ist nichtwie an derTankstelle,wo
wir am Nachmittag einen ande-
ren Preis haben als am Morgen.
Wir versuchen, die Preise über
einen gewissen Zeitraumzu glät-
ten. Das ist in der jetzigen Situa-
tion mit all den Unsicherheiten
amMarkt für einen langfristigen
Zeitraum abernichtmöglich. Ich
gehe davon aus, dass es 2023 bei
den Tarifen zu Anpassungen
kommt.Aber ob es eine Entspan-
nung gibt oderob die Preise noch
einmal anziehen, wird sich zei-
gen. Ich bin aber froh, dass die
Gaspreise von den bisherigen
Spitzenwerten weggekommen
sind.Davonwerdenwir langfris-
tig profitieren können.

Wie sicher ist die
Energieversorgung? Kommt
es zuTeilabschaltungen
des Stromnetzes oder gar
zu Blackouts?
Wirhaben beim Stromund beim
Gas eine sehr angespannte Situ-
ation. Das zeigt sich an den ho-
hen Preisen. Solange wir Preise
haben, ist es aber immerhin so,
dass es auch Gas und Strom gibt.
Es gibt aber ein kleines Risiko,
dass wir im Winter nicht mehr
genügend StromoderGas haben.
Dann kommt derBund als obers-

ter Krisenmanager zum Zug. Im
schlimmsten Fall könnte es tat-
sächlich zuAbschaltungen kom-
men oder zu einer Kontingentie-
rung von Grossverbrauchern.

Wie erfahre ich,wann
die Fernwärme inmeinem
Quartier bereit ist?
Auf unserer Homepage gibt es
eine interaktive Karte. Dort kön-
nen Sie Ihre Strasse und Ihre
Hausnummer eingeben und er-
fahren, wann die Fernwärme
bereit ist. Noch sind nicht alle
Termine definitiv.Aberwir aktu-
alisieren die Karte regelmässig.
Es ist immer auch eine Frage der
Koordination –mit der BVB,mit
dem Tiefbauamt etc. –, damit es
möglichstwenig Baustellen gibt.

Wiemussman vorgehen,wenn
man ans Fernwärmenetz
angeschlossenwerdenwill?
MitwelchenWartezeiten und
Kostenmussman rechnen?

Dort,wo es die Fernwärmebereits
gibt, könnenHauseigentümer je-
derzeit auf uns zukommen. Die
Kosten hängen imEinzelfall vom
jeweiligen Objekt ab. Es gibt zu-
demFörderbeiträge beimKanton,
damit eine Umstellung nicht zu
grossenMehrkosten führt undwir
einewettbewerbsfähige, erneuer-
bareWärmeversorgung anbieten
können. Bezüglich Wartezeiten:
Ich empfehle jedemeine langfris-
tige Planung, die unabhängigvon
der aktuellen Energiekrise ist,
und nicht zu warten, bis die be-
stehende Heizung den Geist auf-
gibt. Auch im Fernwärmebereich
gibt es Fachkräftemangel und
lange Lieferfristen. Wir bieten
aber auch Übergangslösungen
an, sogenannteWanderkessel, die
man mieten kann, bis die Fern-
wärmelösung bereit ist.

Wie sehr ist die IWBvon
deutschen Gaslieferungen
abhängig undwie können

allenfalls Lieferausfälle
kompensiertwerden?
Da die Schweiz keine eigene Gas-
produktion hat, sindwir auf an-
dere Länder angewiesen, unter
anderem auch auf Deutschland.
Im Zug derKrise hat derBundes-
rat die Gasindustrie angewiesen,
die benötigten Mengen für den
nächsten Winter zu beschaffen
und davon 15 Prozent auch tat-
sächlich physisch in Speichern
in Deutschland, Italien und
Frankreich zu reservieren. Die-
ses Gas ist vertraglich abgesi-
chert. Es ist damit zwar noch
nicht klar, ob es dann auch an-
kommt, wenn es ganz eng wird.
Es ist jedoch eine Möglichkeit,
sich abzusichern. Zudem gibt es
vertragliche Optionen überwei-
tere 20 Prozent des benötigten
Gasbedarfs des Winters. Auch
dort ist es nicht ganz klar, ob es
dann physisch tatsächlich an-
kommt. Aber es ist ein weiteres
Sicherheitsnetz.

Es gibt Verträge, aber trotzdem
könnenwir nicht sicher sein,
dass das Gas geliefertwird?
Wenn es eine Mangellage gibt,
hängt es davon ab, welche ver-
traglichen Abmachungen tat-
sächlich eingehaltenwerden.Wir
sind zwar zuversichtlich, dass es
klappt.Aber es besteht natürlich
das Risiko, dass das eine oder
andere Land im Ernstfall zuerst
für sich selbst sorgt. Das hatman
am Anfang der Corona-Pande-
mie ebenfalls gespürt. Aber die
Schweiz benötigt nur rund ein
Prozent des europäischen Gas-
bedarfs. Etwas salopp gesagt:
Wenn es für Europa reicht, soll-
te es für die Schweiz ebenfalls
reichen. Und umgekehrt: Wenn
es für Europa nicht reicht, haben
wir auch in der Schweiz ein
Problem.

Den Livestreammit Claus Schmidt
können Sie nachschauen unter:
www.baz.ch

«Es ist noch nicht klar, ob das Gas auch
ankommt, wenn es ganz engwird»
Videochat mit IWB-Chef Claus Schmidt, CEO des Basler Energieversorgers IWB, hat die Fragen
der BaZ-Leserinnen und -Leser beantwortet. Der Livestream zumNachlesen.

«Wenn das Gas für Europa nicht reicht, haben wir auch in der Schweiz ein Problem»: IWB-CEO Claus Schmidt. Foto: Pino Covino

Grosser Rat Ein grosser Teil der
SP-Fraktion hat sich gestern im
Grossen Rat der Stimme enthal-
ten, da es um die Wahl des ers-
ten Basler Staatsanwalts ging.
In ihrem Mediencommuniqué
schreibt die Partei, dass «man
damit deutlich zum Ausdruck
gebracht hat, dass die SP eine
Umsetzung der Empfehlungen
aus dem Bericht der Aufsichts-
kommission der Staatsanwalt-
schaft 2020/2021 erwartet. Die
Staatsanwaltschaft muss die
Prioritätensetzung hinterfragen
und den Dialog verbessern.»

WeiterschreibtdieSP-Fraktion,
dass für sie «die Prioritätenset-
zung bei der Strafverfolgungvon
Demonstrierenden imNachgang
der Demonstration der PNOS
und der entsprechenden Gegen-
demonstration im November
2018 inakzeptabel» sei. Die SP
wünscht sich, dass derDialogmit
derStaatsanwaltschaftverbessert
und dass die in ihremCommuni-
qué festgehaltenen Erwartungen
erfüllt werden. (red)

Basler SP übt
Kritik an der
Staatsanwaltschaft

ANZEIGE

SP-Grossrätin Salome
Hofer tritt zurück
Basel Salome Hofer, Grossrätin
für die SP seit 2009, hat gestern
den Rücktritt aus dem Basler
Kantonsparlament per Ende Ja-
nuar 2023 angekündigt. Sie sass
dem Grossen Rat in den Jahren
2020/2021 als Präsidentin vor.
Auf Nachfrage teilt siemit: «Man
soll gehen,wenns am schönsten
oder eben gut ist.» Es gebe kei-
nen speziellen Grund – «nach
14 JahrenGrossrat und davor fünf
Jahren Einwohnerrat schaue ich
zufrieden auf viele bereichernde
Momente zurück.» (jam)

Dieb entreisst Senior
Uhr vomHandgelenk
Pratteln AmDienstagnachmittag
wurde einemFussgänger in Prat-
teln die Armbanduhr gestohlen.
Der 77-Jährige sei auf demBahn-
hofareal durch eine unbekannte
männliche Person angesprochen
und bedrängt worden, teilte die
Baselbieter Polizeimit.Während
diesem kurzen Gerangel sei es
dem Täter gelungen, dem Opfer
die Armbanduhr zu entreissen.
Der Täter ist geflüchtet. (red)

Pony-Gespann
stürzt in Bachbett
Anwil AmDienstagnachmittag ist
ein scheuendes Pony-Gespann
auf einem Waldweg in Anwil
ausser Kontrolle geraten,wie die
Baselbieter Polizei mitteilt. Das
Gespann sei später in ein offenes
Bachbett gefallen. Verletzte Per-
sonen gibt es keine zu beklagen.
Ob sich die Ponys Verletzungen
zugezogen haben, stehe noch
nicht abschliessend fest. Siewür-
den ärztlich betreut. (bor)
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